
Aktenzeichen:

é_BK__JQZEE__

Verkündet

am 27° Mai 1959

I m -N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägérin9

g e
g‘e

n

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 3° Senat des Bundessozialgerichts aufv

die mündliche Verhandlung vom 27, Mai 1959, an

der mitgewirkt haben ' ' " ' ”. ' '

Senatspräsident Prof. Dr° B o g s
_.f _.

als Vorsitzender,

Vdie Bundesrichter Dr„ L a n g k e 1 t

„ _
‚ und * _R i c h t e r

sowie die Bundessozialrichter Dr. Kurzwelly

und Dr° Helme

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 1„ Februar 1955

wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat dem Kläger die außergericht—

lichen Kosten des Revisioneverfahrens zu er—

statteno ’
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____w_—_—_____

. , _
Der Kläger, ein Röntgenfacharzt, erkrankte im Juli 1951 und

mußte sich auf unbestimmte Zeit in Krankenhausbehandlung be—

geben° Er bestellte den als Flüchtling in West—Berlin lebenden,

nicht frei praktizierenden Röntgenfaoharzt Dr. Heinrich ß;

XXXX gegen ein festes monatliches Entgelt zu seinem Vertreter°

Die Vertretung dauerte vom 16. Juli 1951 bis zum 13. Juni

1952° Die Beklagte forderte den Kläger auf, Sozialvers10herungs—

_
beiträge für seinen Vertreter zu entrichten°

Die dagegen vom Kläger beim Beschwerdeausschuß der Beklagten 5

erhobene Beschwerde blieb erfolglos° Seine Beschwerde beim

Bezirks—Berufungsausschuß des Sozialversicherungsamts Berlin,

die bei Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als

Klage auf das Sozialgericht (SG,) Berlin überging, hatte inso—

fern Erfolg, als das SG. die ersten drei Monate der Vertreter—

tätigkeit auf Grund des 5 9 Abs° 4 Nr„ 3 des Berliner Sozial—

versicherungsanpassungsgesetzes vom 5„ Dezember 1950 (VOBlO‘

I S„ 542) — BSVAG — in Verbindung mit Abschnitt V Nr° 1 der

Vorläufigen Neuordnung des Beitrags— und Meldewesens der Ver—

sicherungsanstalt Berlin v0m 13„ Dezember 1950 (V0Bl° I S„

585) nicht als versicherungspflichtig ansaha

Auf die Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht (LSG„)

Berlin unter Änderung des sozialgerichtlichen Urteils festge—

stellt, die Tätigkeit des Vertreters in der Praxis des Klägers

sei auch in der Zeit vom 16. Oktober 1951 bis zum 15, Juni 1952“

nicht versicherungspflichtig gewesen, Weil Dr° EXXXXXXX jeden—

falls nicht in einem persönlichen Abhängigkeitsverhältnis zum

Kläger gestanden habe° Für die Entscheidung sei @ 9 BSVAG maß—

gebend, dessen Inhalt im wesentlichen dem des % 165 Abs. 1 Nr. '

1 der Reichsversicherungsordnung (EVO) und des @ 1 des Ange—

stelltenversicherungsgesetzes (AVG) — beide in der Fassung der
Ersten VereinfaV0 — entspreche, so daß bei Prüfung der Ver—

__5_.
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sicherunggpflioht die-zu diesen Vorschriften entwickelten

Grundsätze anzuwenden seien° ES sei daher GHtSChGiÖGDÖ, Ob

Dr„ Exxxxxxx von dem Kläger persönlich und wirtschaftlich
_

abhängig gewesen sei„ Zweifelhaft sei schon, ob der Vertree

ter in den “Betrieb" des von ihm vertretenen Arztes einge—
ordnet sei; jedenfalls könne ein abhängiges Beschäftigungs—

verhältnis nicht schon deshalb angenommen werden, weil der,

Vertreter wer Übernehne der Vertretung nient selbständig ge—

wesen sei° Daß der Vertreter die ärztliche Praxis in den

Räumen des vertretenen mit dessen Instrumenten zu den von

diesem festgelegten Sprechstunden im Namen und für Rechnung

des Vertretenen gegen ein festes monatliches Entgelt geführt

habe‚ begründe nicht seine persönliche Abhängigkeit° Unerheb—

lich sei auch, daß der Arztvertreter an die allgemeine Ein—

weisung durch den vertretenen in die Besonderheiten der Kas—

senpraxis gebunden und zur Anfertirung von Aufzeichnungen und

Berichten über besondere Vorkommnisse verpflichtet gewesen

sei„ Entscheidend sei Vielmehr, daß der Vertreter anstelle

des verhinderten selbständigen Arztes dessen berufliche

Funktionen selbständig erfüllt, die volle ärztliche Verant—

wortung getragen sowie beruflich und sozial die Stellung des

Vertretenen innegehabt habee

Die Revision ließ das LsG. mit der Begründung zu, es handle

sich um eine Entscheidung von grundsätzlicher Bedeutung° Der

Anspruch der Beklagten Stütze sich zwar auf @ 9 BSVAG, eine

nicht revisible Vorschrift; @ 84 BSVAG erkläre jedoch die

Vorschriften der RVG und däMit auch deren @@165 ff. grund—

sätzlich für anwendbar, 90 daß diese zur Auslegung des © 9
BSVAG ergänzend herangezogen werden müßten; die Entscheidung
beruhe daher insoweit auf der Auslegung revisibler Vorschrif—

ten„

Gegen das der Beklagten am 22° März 1955 zugestellte Urteil
richtet sich ihre am 9„ April 1955 beim Bundessozialgericht

eingegangene und im gleichen Schriftsatz begründete Revision°

Sie macht geltend, das LSG. habe die Versicherungspflicht des

Vertreters des Kläwers deshalb zu Unrecht vorncint weil esD 7

_4__
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das Moment der ärztlichen Bntscheidungsfreiheit einseitig in

den Vordergrund gerückt‚und den für eine abhängige Beschäftigung

des Arztvertreters sprechenden Gesichtspunkten keine Bedeutung

beigemessen habe, Es sei ein für die Frage der Versicherungs—

pflicht wesentlicher Unterschied, ob der Vertreter auch eine

eigene Praxis ausübe oder nicht; denn das Fehlen einer eigenen'

Praxis zusammen mit der Tatsache, daß der Vertreter vor Übernahme

und nach Beendigung der Vertretung als abhähgiger Arzt tätig.

gewesen sei, lasse erkennen, daß er zum Kreise der Arbeitnehmer

gehöre° Auch die wirtschaftliche Lage des Vertreters sei bedeut—

sam für die Beurteilung der Versicherungspflicht° Der Arztter—

treter habe in sozialer Hinsicht nicht die Stellung des ver—

tretenen Praxisinhabers eingenommen; ein auf die Verwertung sei—

ner Arbeitskraft gegen eine Vergütung von täglich 20,—— DM » ‘

angewiesener politischer Flüchtling stehe einem seit Jahren

niedergelassenen, vielbeschäftigten Röntgenologen mit eigener

Praxis nicht gleich° Der Vertreter trage auch kein eigenes

finanzielles Risiko, weil er die Praxis nicht für eigene Rech—

nung, sondern für Rechnung des Vertretenen betreibe° Kassen—

patienten dürfe er nur auf Grund der zwischen dem Vertretenen,

der kassenärztlichen Vereinigung und dem Versicherungsträger be—

stehenden Rechtsbeziehungen behandeln; er erlange daraus aber

keine eigenen Honoraransprüche. Die Benutzung der Praxisräume und

die Einhaltung der Sprechstunden beruhe beim Inhaber der Praxis

auf dessen eigenem Entschluß, während sie dem Vertreter zur
Pflicht gemacht werde. Ob der Praxisinhaber dem Vertreter im

Einzelfall Weisungen erteilt habe, sei unerheblich, entscheidend

sei vielmehr die grundsätzlich vorhandene Weisuntßbefugnis°

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils festzustellen,

daß Dr° Eschbach in der Zeit_vom 16° Juli 1951 bis zum
13, Juni 1952 in einem versicherungspflichtigen Beschäf—

tigungsverhältnis zum Kläger gestanden hat°

Der Kläger beantragt, die Revision Zurückzuweisen. Nach der hier

maßgebenden Bestimmung des © 9 BSVAG sei für die Frage der Ver—
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sicherungspflicht nicht das wirtschaftliche Ergebnis einer‘

Beschäftigung entscheidenda Deshalb sei auch die soziale
__

Stellung des Vertreters, seine Verpflichtung, die Praxisräume

des Vertretenen zu benutzen, die von ihm festgelegten Sprech—

stunden einzuhalten und Aufzeichnungen zu machen, für die

Entscheidung unerheblich° Die Beklagte müsse, wenn sie den

Vertretenen als selbständig ansehe, auch dessen Vertreter

Selbständigkeit zubilligen, denn er übe die gleiche Tätig—

rkeit aus wie der Praxisinhaber, trage die gleiche Verant—

wortung und sei nicht verpflichtet, Weisungen entgegenzu—

nehmen; er praktiziere alleinverantwortlich an Stelle des

Vertretenen und unterscheide sich dadurch vom Assistenten°

II°

Die zugelassene Revision ist form— und fristgerecht einge—

legt und daher zulässig (@@162 Abs, 1 Nr° 1, 164 und 166
SGG)° Sie ist jedoch unbegründet; denn soweit es sich über—

haupt um die Anwendung von Vorschriften handelt, deren Gel—

tungsbereich sich über den Bezirk des Berufungsgerichts

hinaus erstreckt und die daher revisibel sind ($ 162 Abs, 2

SGG), ist die Auslegung, die ihnen das LSG. gegeben hat, nicht

zu beanstanden°

Die Versicherungspflicht des Vertreters des Klägers in der

Kranken— und in der Arbeitslosenversicherung regelt sich für

die gesamte hier zu beurteilende Zeit (16.Juli 1951 bis

15° Juni 1952) sowie in der Rentenversicherung für die Zeit

bis zum 51° März 1952 nach irrevisiblem Recht, denn sie

hängt insoweit von der Auslegung der allein in Berlin gel—

tendenVorschrift des @9 Abs, 1 BSVAGab —für die Kranken—
und Angestelltenversicherung unmittelbar und für die Arbeits—
losenversicherung infolge der Verweisung des @ 69 des Gesetzes

über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG)

'in der Fassung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der

Arbeitslosenversicherung in Berlin vom 28° Dezember 1950
(VOBl° I S° 566) auf die Versicherungspflicht in der Kranken—

_ 6 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


versicherung° @9 Abs° 1 BSVAGstimmt aber inhaltlich nicht

mit den in der Bundesrepublik für die Frage der Versicherungs—

pflicht maßgebenden @@ 165, 165 b RVO und @ 1 AVG in der

Fassung der Ersten Vereinf.V0 vom 17„ März 1945 (BGBl° 1 $„
41) überein; abweichend von den dort verwendeten, nach be+

sonderen Merkmalen abgegrenzten Begriffen des Arbeiters und

des Angestellten, betrifft die Versicherungspflicht nach @ 9

Abs° 1 BSVAG alle “unselbständig Beschäftigten"°

Auch soweit das LSG° bei der Auslegung der von ihm angewandten

Berliner Vorschriften gemäß 5 84 BSVAG Vorschriften der

Reichsversicherungsordnung über die Versicherungspflicht er—

gänzend herangezogen hat, handelt es sich doch um die Anwen—

dung irrevisiblen Rechts, da eine solche Heranziehung revisib—

ler Rechtsvorschriften nur der Auslegung irrevisiblen Landes—

rechts dient, aber keine — unmittelbare 5 Anwendung revisib—

len Rechts darstellt (vgl° BSG‚ 2 S° 106 1_110_7‚ BSG° in

Sozialrecht SGG @ 162 Bl° Da 8 Nr° 45, Bl, Da 15 Nr° 55, BSG°

7 S° 55 _/_—41_7)° Die Revision ist deshalb unbegründet, soweit

es sich um die Anwendung des @ 9 Abs° 1 BSVAG und des @ 69

AVAVG in der Fassung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der

Arbeitslosenversicherung in Berlin handelt,

Dagegen ordnet @ 1 Abs° 2 des Berliner Rentenversicherungs—
überleitungsgesetzes (BRVÜG) vom 10. Juli 1952 (GVBl° I 5,588)

mit Wirkung vom 1‚ April 1952 (vgl. @ 54 Abs° 1) die Anwendung

der RVO und des AVG in der Fassung der Ersten Verordnung zur

Vereinfachung des Leistungs— und Beitragsrechts in der Sozial—

versicherung vom 17° März 1945 (BGBl. I S„ 41) an, soweit das
BRVÜG nichts Abweichendes bestimmt„ Zwar handelt es sich beim

BRVÜG um Berliner Recht, seine Anwendung hat aber zur Folge,

daß — von Ausnahmen abgesehen ——die im übrigen Bundesgebiet

für die Rentenversicherung maßgebenden Vorschriften der RVO

vom 1° April 1952 an auch in Berlin gelten° Wie sich schon aus

der Bezeichnung des Gesetzes ("zur Überleitung der Berliner

Rentenversicherung auf das in der Bundesrepublik Deutschland

geltende Recht") ergibt, ist dieser Rechtszustand bewußt und

gewollt zum Zwecke der Vereinheitlichung des Sozialversiche—
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rungsrechts geschaffen worden„ Deshalb bestehen gegen die

Revisibilität der nach dem RVÜG vom 1° April 1952 an für

Berlin geltenden Normen über die Versicherungspilicht in

der Rentenversicherung keine Bedenken (vgl° die obenge— ;
„

nannten Entscheidungen sowie BGHZ Bd° 4 S„ 219 1f220_7; } ‘}

Bd„ 6 s° 47 [50_7)„ ‘ __

Die Versicherungspflicht in der Rentenversicherung der

Angestellten während der Zeit vom 1„ April 1952 bis 15„Juni

1952, die der Senat somit allein nachprüfen kann‚ hängt

davon ab, ob der Arztvertreter als Angestellter im Sinne

des 5 1 AVG in Verbindung mit @@165, 165 b EVO in der

Fassung der Ersten Vereinf„V0 vom 17° März 1945 anzusehen

istc

Die Versicherungspflicht setzt persönliche Abhängigkeit
des Versicherten von seinem Arbeitgeber voraus (vgl° BSG„

Bd° 3 S‚ 30 ff° 1—35_7‚ ferner Urteile des erkennenden
Senats in “Sozialrecht“ EVO @ 165 Bl° Aa 5 Nr° 6 und

Bl° Aa 6 Nr„ 8); eine solche Abhängigkeit des Arztver—

treters hat im vorliegenden Streitfall nach den vom LSG°

getroffenen tatsächlichen Feststellungen nicht bestän—

deno Zwar hat der Kläger keine eigene Praxis ausgeübt

und ist gegen feste monatliche Bezüge tätig gewesen, wie

sie im allgemeinen Angestellten gewährt werden° Er war

auch gehalten, die Patienten in den Praxisräumen des

vertretenen Arztes zu behandeln, die Sprechstunden fort—

zuführen und sich der von dem Praxisin1aber angestellten

Hilfskräfte zu bedienen° Schließlich hatte er die Abrech—

nung mit der Kassenärztlichen Vereinigung im Namen und

für Rechnung des Praxisinhabers vorzunehmen„ Solche für

eine Abhängigkeit des Arztvertreters sprechenden Umstände

treten jedoch zurück gegenüber der Tatsache, daß er —
sofern nicht ausdrücklich oder stillschweigend andere,

nach ärztlichem Berufsrecht zulässige Vereinbarungen ge—s
treffen sind — bei der Ausübung seiner Tätigkeit als :
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Arztvertreter nicht den Weisungen des Praxisinhabers unterwor—

fen ist, Der Praxisinhaber ist insbesondere nicht berechtigt,

in die Ausübung der ärztlichen Tätigkeit seines Vertreters

durch Weisungen einzugreifen° Der Vertreter trägt allein die

Verantwortung für die Behandlung der Patienten und die sachge—

mäße Fortführung der ihm anvertrauten Praxis° Er ist & anders

als der angestellte Assistenzarzt — nicht in der Lage, die

Verantwortung für sein ärztliches Handeln auf den Praxisin—

haber "abzuwälzen", und er ist andererseits aber auch nicht

verpflichtet, dessen Weisungen zu folgen, Seine Tätigkeit ist

zwar nicht schon deshalb als selbständig anzusehen, weil er

über die ärztliche Behandlung frei entscheiden kann, ein solches

Recht könnte z„B° auch dem leitenden Arzt einer Krankenhaus—

abteilung, der Angestellter ist, vertraglich eingeräumt sein;

wesentlich ist vielmehr, daß der Vertreter darüber hinaus auch

bei der Einteilung und Ausführung aller ihm als Arztvertreter

‘0bliegenden Arbeiten grundsätzlich nicht den Weisungen des

Praxisinhabers unterworfen ist, sondern die Praxis in eigener_

vVerantwortung fiihrt° Diese Unabhängigkeit des Arztvertreters

bei Ausübung der Praxis wird häufig auch schon dadurch bedingt

sein, daß der Praxisinhaber — wenn er z„B„ wie im vorliegenden

Streitfall, längere Zeit erkrankt ist, oder wenn er sich auf

Reisen befindet — tatsächlich nicht in der Lage ist, von einem

ihm etwa zustehenden Weisungsrecht in ärztlich zu verantworten—

der Weise Gebrauch zu machen, Die in der Regel gegenüber dem

Praxisinhaber bestehenden Verpflichtungen des Vertreters, die

Praxis in der gewohnten oder ausdrücklich vereinbarten Weise,

d„h° in der Regel in den Praxisräumen und unter Einhaltung der

üblichen Sprechstunden, fortzuführen und dabei auch die kassen—

ärztlichen Verpflichtungen — z.B. hinsichtlich wirtschaftlicher

Verordnungsweise — bei der Behandlung der Versicherten zu er—
füllen, stellen vertragliche Bindungen gegenüber dem Praxis—

inhaber dar, die sich Zwar auch auf die zu leistenden Dienste

beziehen, deren Erfüllung der Vertreter aber auf Grund freier

Entschließung verspricht, ohne damit dem Praxisinhaber ein nach

seinem Ermessen auszuübendes Weisungsrecht zuzugestehen° Würde

der Vertreter dem Praxisinhaber ein derartiges Weisungsrecht
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_9‚_>

_einräumen, so würde er seinen Willen und seine Verantwortung
dem Willen und der Verantwortung des Praxisinhabers unter—»

ordnen und sich damit in persönliche Abhängigkeit, wie sie

das versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis kenn—

zeichnet, begeben; er würde fremdbestimmte Arbeit leisten°

Dagegen steht die vertraglich übernommene Verpflichtung des

Vertreters, die Praxis in einer im voraus vereinbarten Weise

zu führen, einer selbständigen Tätigkeit grundsätzlich nicht

entgegen; seine Arbeit bleibt selbstbcstimmt, weil dem Praxis—

inhaber ein Weisungsrecht, kraft dessen er jeweils nach sei—

nem Willen in die Ausführung der Obliegenheiten seines Ver—

treters bestimmend eingreifen könnte, grundsätzlich nicht

zustehto Dadurch unterscheidet sich der Arztvertreter von

dem ärztlichen Assistenten oder einem sonst angestellten

Arzt°

Eine Abhängigkeit des Arztvertreters kann auch nicht damit

begründet werden, daß er im Rahmen eines fremden “Arztbe—

triebes“ tätig werde, indem er die Patienten regelmäßig in

den Räumen des Praxisinhabers behandele, die von diesem fest—

gelegten Sprechstunden einhalte, die in der Praxis vorhande—

nen Geräte (zu?;° Röntgeneinrichtungen) benutze und sich des

vorhandenen ärztlichen Hilfspersonals bediene° Eine Eingliede—

rung in einen fremden Betrieb würde-zwar auf das Bestehen

eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses schließen lassen
(vgl° die oben angeführten Entscheidungen des Bundessozialge—

richte, ferner Hueck—Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts,

6° Aufl„ Bd. I S„ 39 Anm° 15; Nikisch, Arbeitsrecht, 2. Aufl°

Bd° l S° 79; MOlitor in “Recht der Arbeit” 1959 S. 2)° Um
eine "Eingliederung" in diesem Sinne annehmen zu können,

müßte aber ein — wie immer geartetes — Unterordnungsverhält-

nis vorliegen, das indessen, wie oben dargelegt, beim Arzt—

vertreter — sofern nicht abweichende Vereinbarungen getrof—

fen sind — nicht besteht° Seine Stellung unterscheidet sich

insoweit grundlegend von derjenigen anderer, in eine ärzt—

liche Praxis oder Klinik eingegliederter Ar“eitnehmer, wie

etwa einer Sprechstundenhilfe, einer medizinisch—technischen

Assistentin oder eines Assistenzarztes (vgl. auch die Rechte

_ 10 „
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sprechung des Reichsfinanzhofs und Bundesfinanzhofs zur Frage

der Lohnsteuerpflicht des Arztvertreters in RStBI° 1954 So

1041 Nr° 940 und BStBI° 1953 Teil III S„ 142 Nr° 116)„ Während

diese Personen und sonstige ärztliche und nichtärztliche

Hilfskräfte in irgendeiner Form einem Vorgesetzten unterstellt

sind‚ mag das Nachordnungsverhältnis (wie beim Oberarzt oder>

gegebenenfalls gar beim Chefarzt eines Krankenhauses gegenüber

dem Krankenhausträger) auch noch so abgeschwächt sein, hat
_

der Arztvertreter für seine Person keinen Vorgesetzten° Ebenso

wie der Kassenarzt selbst nach dem ausdrücklichen Hinweis

in @ 568 c Abs° 3 RVO einen freien Beruf ausübt, ist auch sein

Vertreter freiberuflich tätig und daher nicht in die Hierarchie

eines Betriebes als dienendes, weisungsgebundenes Glied einge—

ordneté Der Arztvertreter nimmt vielmehr, wie schon das Wort

andeutet, für die Dauer seiner Tätigkeit die Stelle des Praxis—

_inhabers ein und erfüllt, soweit in der Arztpraxis Arbeitnehmer

tätig sind, zeitweilig selbst dessen Arbeitgeberfunktionen°

Dieser Umstand Schließt es aus, ihn zugleich als in den Be—-

trieb des Praxisinhabers "eingegliedert" anzusehen° Entschei—

dend für seine Rechtstellung ist — auch unter dem Gesichts—

punkt der sog° “Bingliederungstheorie” (Vgl° Nikisch a„a„0„

So 140) —9 daß er bei Ausübung seiner Tätigkeit als Arztver—

treter nicht den Weisungen des Praxisinhabers unterworfen ist
■nd somit nicht im Rahmen eines abhängigen Beschäftigungsver—

hältnisses, sondern auf Grund eines freien Dienstvertrages

tätig wird°

Das LSG° hat festgestellt, daß der ' “ Arztvertreter

keinen Beschränkungen unterlag, die über die Verpflichtung

zur Benutzung der Praxisräume, zur
Einhaltung der Sprechstun—

den und zgr Abrechnung im Namen des Vertretenen hinausgingeno
ärwar

daher nicht verpflichtet, seine Tätigkeit im

' Einzelfall oder auf Grund allgemeiner Weisungen während der

Vertretungszeit nach dem Willen des Klägers einzurichten° Der

Vertreter versah während der Abwesenheit des erkrankten Klägers

- u;.'
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dessen Praxis selbständig und in eigener Verantwortung und

stand daher zu ihm in keinem durch persönliche Abhängigkeit

gekennzeichneten Beschäftigungsverhältnis; seine Arbeit war

nicht fremdbestimmt, sondern selbstbestimmt und somit nicht

versicherungspi’liehtig° hie Revision muß daher zurückgewiesen

werden„

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 SGG°
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